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Änderungsantrag zu WP-01-K3

Von Zeile 479 bis 481 einfügen:
(Menschen mit Behinderung sind häufiger von Gewalt betroffen als nicht behinderte Menschen.

Wir wollen, dass der Schutz vor Gewalt für alle Menschen gilt und bauen den Gewaltschutz in

Einrichtungen der Behindertenhilfe aus.)

Wir wollen, dass Bund, Länder und Kommunen gemeinsam Lösungen für die Sicherstellung und

Finanzierung der Leistungen der Eingliederungshilfe entwickeln. Inklusion ist eine

gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Begründung

Eingliederungshilfe als Recht von Menschen mit Behinderung auf Unterstützung im Sinne der UN-

BRK muss von Bund, Ländern und Kommunen gemeinsam finanziert werden. Angesichts der aktuell

schwierigen finanziellen Lage der kommunalen Familie besteht dringender Bedarf zur Überprüfung

der Finanzierungsmodalitäten.
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